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5Der Verein

Standesrecht

Liebe Leserin
Lieber Leser

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 
unterstehen in ihrem beruflichen Verhal-
ten – anders als andere Dienstleister – 
einem besonderen Verhaltenskodex. 
Genauer gesagt sind es zwei Kodices: 
Das Berufsrecht und das Standesrecht. 
Verstossen sie gegen diese Verhaltens-
regeln, drohen ihnen Sanktionen von 
einem Verweis über Geldbussen bis 
zum Entzug der Berufsausübungsbe-
willigung und dem Ausschluss aus dem 
Anwaltsverband.

Als Rechtsanwalt oder Rechtsanwältin 
darf arbeiten, wer eine kantonale Berufs-
ausübungsbewilligung erhalten hat (das 
Anwaltspatent) und in das kantonale An-
waltsregister eingetragen worden ist. Die 
kantonale Aufsichtsbehörde (im Kanton 
St.Gallen die Anwaltskammer) ist zustän-
dig für die Erteilung des Anwaltspatents 
und für den Eintrag in das kantonale An-
waltsregister. Voraussetzung für die Ertei-
lung des Anwaltspatents ist insbesondere 
das Bestehen einer Prüfung. Vorausset-
zung für den Eintrag in das Anwaltsregis-
ter sind ein gültiges Anwaltspatent und 
die Handlungsfähigkeit des Bewerben-
den. Zudem darf der Bewerbende keine 
Vorstrafen haben, die Delikte betreffen, die 
mit dem Anwaltsberuf unvereinbar sind, 
der Bewerbende darf keine Verlustschei-
ne haben und sie oder er muss die Tätig-
keit unabhängig ausüben, d.h. entweder 
als selbständig erwerbende Person oder 
als Angestellte/r eines anderen Rechtsan-
walts oder einer Rechtsänwältin (oder neu 
einer Anwaltsgesellschaft – siehe Mandat  
Nr. 02/2012).

Gesetzliche Berufsregeln

Alle Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälte, die im Anwaltsregister eingetragen 
sind, unterstehen den schweizerischen, 
gesetzlichen Berufsregeln. Im Bundes-
gesetz über die Freizügigkeit der Anwäl-
tinnen und Anwälte (BGFA) sind in Art. 12 
eine Generalklausel und neun weitere Be-
rufsregeln aufgeführt. Die Generalklausel 
sagt: Sie (die Anwältinnen und Anwälte) 
üben ihren Beruf sorgfältig und gewis-
senhaft aus. Aus dieser Generalklausel 
haben Lehre und Rechtsprechung einen 
ganzen Katalog von konkreten Verhaltens-
regeln abgeleitet. Die weiteren Berufsre-
geln schreiben u.a. vor, dass sie Inter-
essenkonflikte vermeiden, dass sie keine 
reinen Erfolgshonorare vereinbaren, dass 
sie eine Berufshaftpflichtversicherung mit 
einer Mindestsumme von CHF 1 Mio. pro 
Jahr abschliessen, dass sie die ihnen an-
vertrauten Vermögenswerte getrennt von 
ihrem Vermögen (z.B. auf einem speziellen 
Klientengeldkonto) aufbewahren und dass 
sie ihre Klienten über die Honorargrund-
sätze aufklären und periodisch oder auf 
Verlangen Rechnung stellen.
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Wenn die Anwaltskammer z.B. 
auf Anzeige hin Kenntnis davon 
erhält, dass eine Rechtsanwäl-
tin oder ein Rechtsanwalt gegen 
diese Berufsregeln verstossen 
hat, so eröffnet sie ein Diszipli-
narverfahren gegen den oder die 
betroffene Person. Sie spricht 
dann gegebenenfalls eine Dis-
ziplinarmassnahme aus (Ver-
warnung, Verweis, Busse bis 
CHF 20’000, ein auf max. zwei 
Jahre befristetes Berufsaus-
übungsverbot oder ein dauern-
des Berufsausübungsverbot). 
Das Anwaltspatent entzieht die 
Anwaltskammer auch dann, 
wenn die Voraussetzungen für 
die Erteilung des Anwaltspa-
tents nicht mehr gegeben sind, 
wenn also z.B. die Handlungs-
fähigkeit nicht mehr gegeben 
ist, wenn eine strafrechtliche 
Verurteilung von einer gewissen 
Schwere vorliegt oder wenn ein 
Verlustschein gegeben ist. Das 
heisst im Ergebnis, dass Anwäl-
tinnen und Anwälte gut beraten 
sind, sich an diese Berufsregeln 
zu halten, denn die Sanktionen, 
die bei einem Verstoss drohen, 
sind heftig.

Wer sein Anwaltspatent verliert, 
darf nicht mehr als Rechtsan-
walt arbeiten und dürfte auch 
sonst Schwierigkeiten haben, 
eine Stelle als «gewöhnlicher» 
Jurist oder Juristin zu bekom-
men. Mit diesem Regelwerk soll 
dem Umstand Rechnung getra-
gen werden, dass Rechtsanwäl-
tinnen und Rechtsanwälte so-
wohl gegenüber ihren Klienten 
als auch gegenüber Gerichten 
und Verwaltungsbehörden eine 
besondere Vertrauensstellung 
geniessen, die nur dann ge-
rechtfertigt ist, wenn eine Per-
son gewissen Mindeststandards 
genügt. Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte, die diesen Stan-
dards nicht (mehr) genügen, 
werden von der Anwaltskammer 
letztlich «vom Markt entfernt», 
wenn andere Massnahmen 
nicht mehr ausreichen.

Standesregeln des 
Schweizerischen 
 Anwaltsverbandes SAV

Zusätzlich zu den Berufsre-
geln hat der Schweizerische 
Anwaltsverband Standesre-
geln erlassen, die nicht für alle 
Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälte gelten, sondern nur für 
die Mitglieder des Anwaltsver-
bandes. Diese Standesregeln 
konkretisieren zum einen die 
Generalklausel von Art. 12 lit. 
a) BGFA und enthalten zudem 
noch weitere Verhaltensregeln. 
Dazu gehören u.a.:
  die Pflicht, das Mandat beför-
derlich zu bearbeiten;

  die Pflicht, ein Gericht nicht 
über Vergleichsvorschläge 
der Gegenseite zu informie-
ren;

  die Pflicht, Zeugen nicht zu 
beeinflussen;

  die Pflicht, im Verkehr mit 
Gericht und Behörden aber 
auch mit dem Gegenanwalt 
mit Anstand aufzutreten;

  die Pflicht, zu versuchen, 
Konflike gütlich zu erledigen;

  die Pflicht, nicht unter Um-
gehung des Gegenanwalts 
mit der Gegenpartei Kontakt 
aufzunehmen.

Die kantonalen Anwaltsverbän-
de wachen darüber, dass ihre 
Mitglieder neben den Berufs-
regeln auch die Standesregeln 
einhalten. Der Vorstand des 
St.Gallischen Anwaltsverbandes 
spricht gegen Mitglieder auf An-
zeige hin eine Disziplinarmass-
nahme aus, wenn sie gegen die 
Standesregeln verstossen. Als 
Massnahmen fallen in Betracht: 
Verweis, Busse bis CHF 5’000 
(im Wiederholungsfalle CHF 
10’000), Androhung des Aus-
schlusses und Ausschluss aus 
dem Verband.

In der Praxis ist festzustellen, 
dass Klienten, die mit ihrer An-
wältin oder ihrem Anwalt nicht 
zufrieden sind, oft nicht beurtei-
len können, ob das Verhalten ih-
rer Anwältin oder ihres Anwalts 
bloss nicht korrekt oder fachlich 
ungenügend oder eben stan-
deswidrig ist. Dabei scheinen 
drei Grundregeln wichtig: 

1.  Eine Anwältin oder ein An-
walt, die ihr Mandat nicht 
richtig führt (Rechtsfragen 
falsch beurteilt oder eine Frist 
verpasst), verhält sich nicht 
automatisch auch standes-
widrig. Ihr Fehlverhalten kann 
dazu führen, dass sie kein 
Honorar fordern oder Scha-
denersatz leisten muss. Dafür 
sind jedoch die ordentlichen 
Zivilgerichte zuständig. 

2.  Eine Anwältin oder ein 
Anwalt, die vor Gericht oder 
einer Behörde eine unzutref-
fende Behauptung vorträgt, 
verhält sich nicht automa-
tisch auch standeswidrig. 
Anwältinnen und Anwälte 
tragen das vor, was ihnen 
ihre Klienten berichten. ob 
das zutrifft, muss dann das 
Gericht oder die Behörde 
entscheiden. 

3.  Anwaltskammer und An-
waltsverband sprechen nur 
Disziplinarmassnahmen aus. 
Sie verurteilen die angezeig-
te Rechtsanwältin oder den 
Rechtsanwalt nie zu einer 
Schadenersatzleistung oder 
zu einem sonstigen Tun. 
Dafür sind die Zivilgerichte 
zuständig.

Eine Standeswidrigkeit fällt dann 
in Betracht, wenn die Anwältin 
oder der Anwalt gegen die be-
schriebenen Verhaltensregeln 
verstösst oder ihr Mandat krass 
unsorgfältig führt. Klienten oder 
Klientinnen, die unsicher sind, 
können sich bei der Anwalts-
kammer oder auch beim An-
waltsverband formlos erkundi-
gen und dann entscheiden, ob 
sie bei der Anwaltskammer oder 
beim Anwaltsverband eine An-
zeige erstatten wollen. Klienten 
und Klientinnen sind in dieser 
Wahl frei. 
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Der Verein 
Struktur / Verantwortlichkeit / Haftung
 
Die Schweiz ist das Land der Vereine. Rund die Hälfte der Wohnbevölkerung verbringt ge-
mäss Bundesamt für Statistik einen beträchtlichen Teil ihrer Freizeit in Vereinen und jede dritte 
Person leistet unbezahlte Arbeit, meist für einen Verein.1 Damit stellen Vereine die weitaus 
häufigste Gesellschaftsform mit eigener Rechtspersönlichkeit in der Schweiz dar. Nur die 
wenigsten Vorstände und Vereinsmitglieder sind sich jedoch der genauen rechtlichen Struk-
tur, geschweige denn dem Haftungsrisiko bewusst. – Hiervon handelt der folgende Beitrag. 

THEMA

1. Allgemeines 

Mit den Revisionen in den 
Jahren 2005 und 2008 hat 
das Vereinsrecht zwar begrüs-
senswerte und grundlegende 
Änderungen erfahren. An der 
Haftung des Vorstandes, der 
übrigen Vereinsorgane und des 
Vereines selbst hat sich hinge-
gen nichts geändert. Sämtli-
che bestehenden und noch zu 
gründenden Vereine und deren 
Vorstandsmitglieder tun somit 
gut daran, sich insbesonde-
re mit der Frage der Haftung 
vertieft auseinanderzusetzen, 
die Statuten diesbezüglich zu 
prüfen und gegebenenfalls an-
zupassen. 

2. Struktureller Aufbau 
eines Vereines

2.1 Allgemeines
Beim Verein handelt es sich 
um eine personenbezogene 
Körperschaft zur Verfolgung 
nichtwirtschaftlicher Zwecke, 
welche ein kaufmännisches 
Unternehmen betreiben kann. 
Dem Verein ist es gemäss 
Art. 60 ZGB verwehrt, den 
Vereinsmitgliedern wirtschaft-
liche, geldwerte Vorteile zu-
kommen zu lassen. Hingegen 
steht es dem Verein frei, ei-
nen wirtschaftlichen Neben-
zweck zu verfolgen. Ferner 
ist es dem Verein auch ohne 
Weiteres gestattet, zur Finan-

zierung des nichtwirtschaft-
lichen Vereinszwecks etwa 
Lotterieveranstaltungen zu or-
ganisieren und durchzuführen.2 

Bezüglich der Namensgebung 
ist der Vereinsname insofern 
frei wählbar, als er lediglich 
nicht täuschend sein darf .3 

Das Wort «Verein» braucht 
dabei nicht im Vereinsnamen 
zu erscheinen. Der Verein ge-
niesst den Namensschutz ge-
mäss Zivilgesetzbuch, hinge-
gen nicht den Firmenschutz 
gemäss obligationenrecht.4 

obschon in der Schweiz rund 
100’000 Vereine existieren, 
umfassen die gesetzlichen Re-
gelungen im Zivilgesetzbuch 
gerade einmal 24 Artikel. Auf-

1  Bundesamt für Statistik, einsehbar 
unter: 
[http://www.bfs.admin.ch/bfs/
portal/de/index/themen/21/02/
ind32.indicator.70601.290101.
html?open=702#702].

2  BGE 135 IV 102.
3  BGer 5C_76/2004.
4  BGE 117 II 513.
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5  Art. 39 Abs. 1 Ziffer 11 und 177 
Abs. 1 SchKG.

6  Beispiele: BGE 98 IV 168 (infolge 
ungenügender Abklärungen durch den 
Tourleiter des Vereins kommt es zu 
einem tödlichen Lawinenunfall).

grund der geringen gesetzli-
chen Regelungsdichte im Ver-
einsrecht verfügen Vereine über 
ein ausgeprägtes Selbstbe-
stimmungsrecht, welches weit 
über dasjenige anderer Gesell-
schaftsformen hinausgeht.

2.2 Gründung
Die Gründung eines Vereines 
bedarf des Gründerwillens von 
mindestens zwei Personen. 
Die Gründer halten mindes-
tens den Vereinszweck, den 
Vereinsnamen sowie die Ver-
einsmittel in den Statuten fest. 
Die Statuten bilden die Verfas-
sung und somit das Grund-

gesetz des Vereins. 
Mit der schriftlichen 
Statuierung und dem 
unmissverständlich 
geäusserten Willen 
zur Körperschafts-

gründung entsteht der Verein 
als juristische Person mit eige-
ner Persönlichkeit. Sobald die 
Vereinsstatuten angenommen 
sind und der Vorstand bestellt 
wurde, ist der Verein befugt, 
sich in das Handelsregister ein-
tragen zu lassen. Die freiwillige 
als auch die gesetzlich vorge-
schriebene Handelsregisterein-
tragung haben gleich wie bei 
den übrigen Gesellschaftsfor-
men zur Folge, dass der Verein 
der Konkurs- und Wechselbe-
treibung unterliegt.5

2.3 Organisation
Aufgrund der gesetzlichen Re-
gelungen muss der Verein min-
destens über einen Vorstand 
und eine Vereinsversammlung 
verfügen, also mindestens 
zwei organe aufweisen. Die 
Statuten können weitere or-
gane vorsehen, insbesondere 
Kontroll- und/oder Schieds-

organe. Das oberste organ 
im Verein ist die Vereinsver-
sammlung, oft auch Mitglie-
der-, Haupt- oder Generalver-
sammlung genannt. Sie fällt 
als sogenanntes Willensorgan 
die grundlegenden Beschlüs-
se und muss als organ des 
Vereines zwingend vorhanden 
sein. Gerade in grossen Ver-
einen mit einer Vielzahl von 
Mitgliedern sind Ersatzfor-
men der Vereinsversammlung 
(insbesondere sogenannte 
Delegiertenversammlungen, 
d.h. Versammlungen der De-
legierten der Vereinsmitglie-
der) üblich. Sämtliche Kom-
petenzen, welche statutarisch 
nicht einem anderen organ 
zugewiesen wurden, fallen 
im Sinne einer allgemeinen 
Auffangzuständigkeit der Ver-
einsversammlung zu. Ferner 
ist die Vereinsversammlung 
auch für die Déchargeertei-
lung gegenüber den anderen 
Vereinsorganen zuständig. Die 
Befugnisse des Vorstandes, 
welcher in der Regel aus meh-
reren Personen besteht und 
auch Nichtvereinsmitglieder 
umfassen kann, sind grund-
sätzlich in den Vereinsstatuten 
umschrieben und durch diese 
zu regeln. Der Vorstand hat da-
bei die Vereinsangelegenheiten 
zu besorgen und demnach die 
«Geschäftsführung» inne, wel-
che er – sofern er aus meh-
reren Personen besteht – im 
Kollegialsystem besorgt. Die 
Vertretungsmacht steht somit 
jedem einzelnen Vorstands-
mitglied zu, sofern und soweit 
diese durch entsprechenden 
Eintrag im Handelsregister 
nicht eingeschränkt ist.

3. Haftung und Verant-
wortlichkeit

3.1 Allgemeine Haftung des 
Vereins
Der Verein handelt grundsätz-
lich durch seine organe, ins-
besondere durch den Vorstand 
und die Vereinsversammlung. 
Es stellt sich demnach die evi-
dente Frage, wer für einen all-
fälligen Schaden Dritter haftet. 
Zur Illustration diene der Fall, 
bei welchem ein Fussballklub 

ein Turnier organisiert und Zu-
schauer durch ein ungenügend 
verankertes Fussballtor verletzt 
werden, das Turnier daraufhin 
abgebrochen werden muss 
und aufgrund der geringeren 
Einnahmen die immens hohen 
Platz- und Zeltmieten nicht be-
zahlt werden können. Hier stel-
len sich die Fragen, ob nebst 
dem Verein nicht auch der Vor-
stand und die Vereinsmitglieder 
von den Vermietern zur Kasse 
gebeten werden können, und 
wer für die allfälligen Perso-
nenschäden die Verantwortung 
trägt.

3.1.1 Haftungsumfang des 
Vereins
Art. 75a des Zivilgesetzbuches 
hält fest, dass für sämtliche 
Verbindlichkeiten des Vereins 
ausschliesslich das Vereinsver-
mögen haftet. Lediglich in der 
Gründungsphase, bevor die 
selbstständige Rechtspersön-
lichkeit und demnach der Ver-
ein als solches entstanden ist, 
haften die Gründer nach den 
Regeln der einfachen Gesell-
schaft persönlich, solidarisch 
und unbeschränkt mit ihrem 
gesamten Privatvermögen. Es 
steht dem Verein allerdings of-
fen, Nachschusspflichten oder 
begrenzte oder sogar unbe-
grenzte persönliche Haftun-
gen der Vereinsmitglieder zu 
begründen und in die Statuten 
aufzunehmen.

3.1.2 Haftungsumfang für 
seine Organe6

Der Verein handelt durch sei-
ne organe. Diese sind somit 
ein Teil der juristischen Per-
sönlichkeit selbst und drü-
cken den Willen des Vereines 
gegen aussen aus. Bezüglich 
des erwähnten Falls bedeutet 
dies, dass der Verein in sei-
ner Eigenschaft als juristische 
Person Vertragspartei der 
Vermieter wurde und diesen 
gegenüber haftet. Als organe 
gelten sämtliche Funktionä-
re einer juristischen Person, 

1-2013 mandat

«Verein und nicht finanziell 
vereint, war gemeint.»

Statuten

Vorstand Mitglieder

Statuten
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7  BGE 117 II 571.
8  BGE 128 III 30.
9  BGE 117 IV 130 E. 2.a.

welche nach Gesetz und/oder 
Statuten zur Erfüllung gesell-
schaftlicher Aufgaben berufen 
sind oder tatsächlich und in er-
kennbarer Weise solche Aufga-
ben selbstständig besorgen.7 

Mit anderen Worten werden 
auch solche Personen (sog. 
faktische organe) vom organ-
begriff erfasst, welche nicht 
gewählt bzw. ernannt wurden, 
die aber die Willensbildung 
der Gesellschaft massgebend 
mitbestimmen, indem sie den 
tatsächlichen organen vorbe-
haltene Entscheide treffen oder 
die eigentliche Geschäftsfüh-
rung besorgen.8  Das Handeln 
eines organs wird hingegen 
nur dann dem Verein zuge-
rechnet, wenn es in Ausübung 
geschäftlicher Verrichtungen 
tätig wird und demnach ein 
Zusammenhang zwischen 
dem Rechtsgeschäft und der 
Verfolgung des Gesellschafts-
zwecks besteht. Der Verein 
wird also durch sämtliches 
rechtsgeschäftliches oder aus-
serrechtsgeschäftliches (sons-
tiges) Verhalten (einschliess-
lich unerlaubter Handlungen) 
seiner organe verpflichtet und 
hat – ohne dass er sich entlas-
ten könnte – für dieses einzu-
stehen.

3.1.3 Haftung für seine 
Mitglieder
Der Verein besteht aber nicht 
nur aus den einzelnen or-
ganen selbst, sondern aus 
zahlreichen einzelnen Vereins-
mitgliedern, welche unter Um-
ständen ebenfalls vom Verein 
übertragene Aufgaben aus-
üben. Denken wir an den ein-
gangs erwähnten Fall zurück, 
bei welchem das Fussballtor 
unter Umständen von einem 
oder mehreren Vereinsmit-
gliedern fehlerhaft aufgebaut 
wurde. Der Verein haftet dabei 
auch für seine Vereinsmitglie-
der und allenfalls weitere zuge-
zogene Hilfspersonen gemäss 
Art. 55 des obligationenrechts 
(sogenannte Geschäftsherren-
haftung). Der Verein kann sich 
dabei nur dann von sämtlicher 

Haftung befreien, wenn er 
nachzuweisen vermag, dass 
er die nach den konkreten 
Umständen objektiv gebotene 
Sorgfalt angewendet hat, um 
den Schaden zu verhüten oder 
dass der Schaden auch bei 
Anwendung dieses Sorgfalts-
massstabes eingetreten wäre.9

3.2 Haftung des Vor standes 
und anderer Organmit glieder

3.2.1 Allgemeines
Zwischen dem Verein und dem 
Vorstand bzw. den Vereins-
organen besteht primär ein 
organschaftliches Rechtsver-
hältnis. Auf dieses Rechtsver-
hältnis ist grundsätzlich Auf-
tragsrecht anwendbar, wobei 
aber nebst dem organschaft-
lichen Rechtsverhältnis auch 
weitere Vertragsverhältnisse 
bestehen können. Die Ver-
einsorgane haften demnach 
gegenüber dem Verein für die 
Nichterfüllung oder die nicht 
gehörige Erfüllung der über-
nommenen Aufgaben. Mit der 
Erteilung der Décharge werden 
die Vereinsorgane zwar von ih-
rer Verantwortlichkeit entlastet, 
aber nicht – wie gemeinhin an-
genommen – völlig losgespro-
chen. Denn die Wirkung der 
Entlastung ist sowohl in sach-
licher, zeitlicher als auch in per-
soneller Hinsicht beschränkt 
und umfasst lediglich Tatsa-
chen, von welchen die Vereins-
versammlung im Zeitpunkt der 
Erteilung der Décharge Kennt-
nis hatte. Die Erteilung der 
Décharge kann hingegen we-
der allfälligen Gläubigern noch 
einzelnen Vereinsmitgliedern 
entgegengehalten werden und 
entfaltet seine Wirkung dem-
nach lediglich gegenüber dem 
Verein.

3.2.2 Haftung aus Vertrag
Der Umstand, dass die Ver-
einsorgane zu ihrem Verein in 
einem Vertragsverhältnis ste-
hen, führt dazu, dass diese bei 
Nichterfüllung oder unsorgfäl-
tiger Erfüllung der übernom-
menen Aufgaben ihrem Verein 
gegenüber aus Vertrag haften. 
Da es sich bezüglich des Ver-
tragsverhältnisses in der Re-
gel um einen Auftrag handelt, 

gelangen grundsätzlich die 
auftragsrechtlichen Haftungs-
normen (Art. 398 f. oR) zur 
Anwendung. Das Vereinsorgan 
haftet demnach für getreue 
und sorgfältige Ausübung sei-
nes Amtes. Die auftragsrecht-
liche Haftung besteht hingegen 
lediglich gegenüber dem Ver-
ein und nicht gegenüber den 
Vereinsmitgliedern.

3.2.3 Haftung aus unerlaub-
ter Handlung und Delikt
Art. 55 Abs. 3 des Zivilgesetz-
buches normiert neben der 
Haftung des Vereins für rechts-
geschäftliches und ausser-
rechtsgeschäftliches Handeln 
seiner organe zusätzlich auch 
noch eine persönliche Haftung 
der schuldhaft handelnden or-
gane. Dies hat zur Folge, dass 
bei deliktischem Verhalten der 
organperson diese nebst dem 
Verein solidarisch gegenüber 
einem Gläubiger haften.

3.2.4 Organschaftliche 
 Verantwortlichkeit
Begründet auf dem organ-
schaftlichen Rechtsverhältnis 
haften die Vereinsorgane ge-
genüber dem Verein für sorg-
fältige Geschäftsausführung. 
Verletzungen der durch Gesetz 
und Statuten auferlegten Ver-
pflichtungen führen demnach 
zu einer organ- bzw. Vor-
standshaftung. Die tatsächli-
chen und faktischen Vereins-
organe können aufgrund ihrer 
organstellung insbesondere 
auch auf der Grundlage ande-
rer Gesetze zur Verantwortung 
gezogen werden. Werden zum 1-2013 mandat

MLaw Patrick Barmettler
Rechtsanwalt 
Öffentlicher Notar
Gossau SG
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Beispiel vom Verein als Arbeit-
geberin keine AHV- oder Pen-
sionskassenbeiträge entrich-
tet, können die Vereinsorgane 
zur Kasse gebeten werden, 
wobei diese solidarisch und 
mit ihrem gesamten Privatver-
mögen für den Schaden haf-
ten (Art. 52 Abs. 1 AHVG). Die 
Vereinsorgane haben demnach 
immer dann eine Haftung mit 
ihrem gesamten Privatvermö-
gen zu befürchten, wenn ihnen 
eine Sorgfaltspflichtverletzung 
vorgeworfen werden kann.

3.3 Haftung der Vereinsmit-
glieder
Trotz der neuen Regelung kön-
nen Vereinsmitglieder begrenzt 
oder unbegrenzt persönlich 
haften oder nachschusspflich-
tig sein, wenn eine solche Haf-
tung ausdrücklich in die Sta-
tuten aufgenommen wurde. 
Künftige Vereinsmitglieder tun 
somit gut daran, den Statuten-
inhalt vor dem Beitritt kritisch 
zu prüfen und gegebenenfalls 
um Erläuterung zu bitten. Fer-
ner gilt es zu beachten, dass 
Vereine, welche die Rechts-
persönlichkeit nicht oder noch 
nicht erlangt haben, gemäss 
Art. 62 Zivilgesetzbuch den 
einfachen Gesellschaften 
gleichgestellt sind. Insbeson-
dere Gründungsfehler können 
demnach auch die erst später 
eingetretenen Mitglieder treffen 
und dazu führen, dass diese 
nach dem Recht der einfachen 
Gesellschaft und demnach 
gegenüber Dritten persönlich, 
solidarisch und unbeschränkt 
haften. Es ist angebracht, dass 
man sich vor dem Beitritt in 

einen Verein auch mit dieser 
Problematik auseinandersetzt 
und sich gegebenenfalls die 
entsprechenden Dokumente 
vorlegen lässt.

4. Resümee

Grundsätzlich haftet primär 
das Vereinsvermögen für 
sämtliche Verbindlichkeiten 
des Vereins. Der Verein haftet 
dabei für sämtliches rechts-
geschäftliches oder ausser-
rechtsgeschäftliches (sonsti-
ges) Verhalten (einschliesslich 
unerlaubter Handlungen) 
seiner organe, grundsätzlich 
ohne Entlastungsmöglichkeit. 
Die latente Gefahr der Haftung 
des Vereins für seine organe 
lässt sich kaum beschränken 
und kann lediglich präventiv 
mittels klarer Kompetenz-
zuweisungen und strikter Kon-
trollen kontrolliert werden. Für 
die Vereinsmitglieder und de-
ren Handlungen haftet der Ver-
ein nur beschränkt innerhalb 
der gesetzlichen Schranken 
der Hilfspersonenhaftung.

Die Haftung der Vereinsorga-
ne ist vielschichtig und gerade 
aufgrund der Tatsache, dass 
oftmals sogenannte faktische 
organverhältnisse vorliegen, 
unübersichtlich. Es besteht 
immer die latente Gefahr, dass 
Vereinsorgane für die Vereins-
schulden einzustehen haben 
und mit ihrem gesamten Pri-
vatvermögen zur Kasse gebe-
ten werden, wenn der Verein 
seinen finanziellen Verpflich-
tungen nicht mehr nachzu-
kommen vermag.

Lediglich dann, wenn der 
Verein nicht rechtsgenüglich 
gegründet wurde oder statu-
tarisch eine Haftung normiert 
wurde, haften auch die Mit-
glieder, dies unter Umständen 
sogar unbeschränkt mit ihrem 
ganzen Privatvermögen. Trotz 
der scheinbar klaren Aus-
gangslage und der potenziel-
len Risiken wird nach Ansicht 
des Verfassers den haftungs-
rechtlichen Problemfeldern in 
der Praxis – wenn überhaupt – 
nur am Rande Beachtung ge-
schenkt. Mehrheitlich tritt man 

Vereinen ohne Prüfung der 
Statuten bei und übernimmt 
Vereinsaufgaben bereitwillig, 
ohne sich näher mit allfälligen 
Haftungsfragen auseinander-
zusetzen.

In jedem Fall tun die Mit-
glieder und insbesondere 
die Vereinsorgane gut dar-
an, vor einem Vereinsbeitritt 
und der Übernahme allfälli-
ger Aufgaben die Vereinsdo-
kumente kritisch zu prüfen. 
Bevor entsprechende Ver-
einsaufgaben übernommen 
werden, sollte abgeklärt 
werden, welche Befugnis-
se das Amt umfasst, wel-
che Zielsetzungen erwartet 
werden und wo allfällige 
Diskrepanzen mit dem Ver-
einszweck und anderweitige 
Problemfelder zu erblicken 
sind. Bei der Ausübung der 
übernommenen Aufgaben 
ist es ferner empfehlenswert, 
seine Pflichten ernst zu neh-
men und auf ein auch nach-
träglich noch überprüf- und 
nachweisbares gesetzmäs-
siges Vorgehen zu achten. 
Dazu gehört auch die sorg-
fältige Protokollierung der 
Sitzungen, insbesondere be-
züglich gefällter Beschlüsse 
einschliesslich der Gründe 
dafür. 
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Regelungen der Arbeitszeit 
durch das Arbeitsgesetz 
Damals und heute
Das Bundesgesetz über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel enthält unter anderem 
Regeln über die Arbeitszeit. Es legt Höchstarbeitszeiten fest, regelt die Nachtarbeit und sta-
tuiert ein grundsätzliches Verbot der Sonntagsarbeit. Ein Blick in die Entstehungsgeschichte 
führt zu einem besseren Verständnis für das bisweilen komplexe System von Ausnahmen und 
Gegenausnahmen. Ein wenig Klarheit soll schliesslich betreffend die Frage des Geltungsbe-
reiches geschaffen werden. 

Vom Fabrikgesetz zum 
Arbeitsgesetz

Die sich im Zuge der Indust-
rialisierung einstellende Mas-
senverelendung von Fabrik-
arbeitern führte zunächst zu 
gesetzgeberischen Aktivitäten 
im Bereich des Arbeitnehmer-
schutzes in den Kantonen. 
Besondere Beachtung wurde 
dabei dem Schutz der Jugend-
lichen und den Frauen ge-
schenkt. Das glarnerische Ge-
setz von 1848 über die Arbeit 
in Baumwollspinnereien regelte 
erstmals die Arbeitsdauer auch 
für Erwachsene. Neben den 
Gesetzen zum Schutze der Ar-

beitnehmenden erliessen vor-
ab die katholischen Kantone 
verbindliche Regeln betreffend 
die Sonntagsruhe und öffent-
licher Ruhetage. Beim Erlass 
dieser Gesetze ging es zwar 
in erster Linie um religiöse Er-
wägungen, die Festlegung von 
bestimmten Ruhezeiten führte 
jedoch bereits damals zu ei-
nem weitergehenden Schutz 
von Arbeitnehmenden. 

Im Jahre 1874 erhielt der Bund 
die Kompetenz, Regeln über 
die Arbeit von Kindern in Fa b-
riken, die Dauer der Arbeit von 
erwachsenen Personen in Fab-
riken sowie den Gesundheits-

schutz zu erlassen. Im Jahre 
1877 wurde das Fabrikgesetz 
in einer Volksabstimmung an-
genommen und bestand in 
der Folge fast dreissig Jahre 
unverändert. Für den Erlass 
von Regeln für Personen, die 
nicht in Fabriken arbeiteten, 
waren weiterhin die Kantone 
zuständig. Eine Vorreiterrolle 
nahm der Kanton Basel-Stadt 
ein, der bereits im Jahre 1920 
ein Arbeitsgesetz und im Jahre 
1931 ein Feriengesetz erliess.

Bereits im Jahre 1908 hatte 
sich das Schweizer Volk für 
eine Vorlage ausgesprochen, 
die es dem Bund ermöglich-
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Ein erster Entwurf eines 
allgemeinen Arbeits
gesetzes wurde im Jahre 
1918 vom Schweizeri
schen Gewerbeverband 
vorgelegt.
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te, einheitliche Bestimmungen 
auf dem Gebiet des Gewer-
bewesens zu erlassen. Der 
Bund war nun nicht mehr nur 
für Regelungen für Fabrikar-
beiter und andere spezifische 
Branchen zuständig, sondern 

konnte den Schutz der Arbeit-
nehmenden branchenüber-
greifend angehen. Ein erster 
Entwurf eines allgemeinen Ar-
beitsgesetzes wurde im Jahre 

1918 vom Schwei-
zerischen Gewer-
beverband vorge-
legt, im Jahre 1929 
veröffentlichte der 
Schweizerische Ver-
band evangelischer 
Arbeiter und Ange-
stellter einen um-
fassenden Entwurf 
für ein gewerbliches 

Arbeitsschutzgesetz. Erst nach 
dem Zweiten Weltkrieg er-
schien ein Vorentwurf zu einem 
«Bundesgesetz über die Arbeit 
im Handel und in den Gewer-
ben». Dieser Vorentwurf war 
geprägt von den gewandelten 
sozialen Anschauungen, die 
Folge der Krisen- und Kriegs-
jahre waren. Da die Meinungen 
betreffend verschiedene Fra-
gen weit auseinandergingen, 
dauerte es weitere dreissig 
Jahre, bis der Bundesrat den 
Räten einen Entwurf vorlegen 
konnte. Im Jahre 1966 trat das 
Bundesgesetz über die Arbeit 
in Industrie, Gewerbe und 
Handel (Arbeitsgesetz, ArG) 
schliesslich in Kraft.

System der parallelen 
Regelung

Das Arbeitsgesetz enthält de-
taillierte Regelungen zur Ar-
beitszeit. In den Art. 9 bis 28 
ArG und 13 bis 42 Verordnung 
1 zum Arbeitsgesetz (ArGV 1) 
finden sich Regeln über die 
Höchstarbeitszeit, die Ruhe-
zeiten, die Nachtarbeit, die Ar-
beit an Sonn- und Feiertagen 
sowie über den ununterbro-
chenen Betrieb. Für jugend-
liche Arbeitnehmende findet 
sich ausserdem eine besonde-
re Vorschrift über die Arbeits-
zeit in Art. 31 ArG. 

Um den Besonderheiten ein-
zelner Branchen Rechnung 
zu tragen, hat der Gesetzge-
ber dem Bundesrat in Art. 27 
ArG die Ermächtigung erteilt, 
für bestimmte Gruppen von 
Betrieben oder Arbeitnehmen-
den gesonderte Regeln auf-
zustellen. Diese Sonderregeln 
finden sich in der Verordnung 
2 zum Arbeitsgesetz (ArGV 2). 
In diesem System eines ein-
heitlichen Gesetzes, welches 
für bestimmte Arbeitnehmen-
de Sonderbestimmungen vor-
sieht, spiegelt sich auch der 
historische Hintergrund: Die 
ursprünglich ausschliesslich 
für Fabrikarbeiter geltenden 
Schutzvorschriften wurden im 
Laufe der Zeit im Grundsatz 
auf sämtliche angestellten Per-
sonen ausgedehnt, wobei den 
Besonderheiten verschiedener 
Betriebsarten durch Ausnah-
mevorschriften Rechnung ge-
tragen wird. 

Die ArGV 2 enthält in den Art. 
3 bis 14 Sonderbestimmun-
gen. Es finden sich vom ArG 
abweichende Regelungen über 
die Höchstarbeitszeit, die Ru-
hezeit, die Nachtarbeit sowie 
über die Arbeit an Sonn- und 
Feiertagen. In den Art. 15 bis 
52 ArGV 2 ist sodann festge-
halten, auf welche Gruppen 
von Betriebsarten und Arbeit-

nehmenden welche Ausnah-
mebestimmungen Anwendung 
finden. Sonderbestimmungen 
finden etwa Anwendung auf 
Arbeitnehmende in Spitälern, 
Heimen, Apotheken, Gast-
wirtschaftsbetrieben, Kios-
ken, Betrieben in Bahnhöfen 
und Flughäfen, Bäckereien, 
fleischverarbeitenden Betrie-
ben, Blumenläden, Zeitschrif-
tenredaktionen, Radio- und 
Fernsehbetrieben, Banken, 
Museen, Betrieben der Ener-
gie- und Wasserversorgung 
oder Reinigungsbetrieben. 

1-2013 mandat
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Vorname Name
Beruf
ort

Ausnahmen vom 
 Geltungsbereich

Keine Anwendung finden die 
Vorschriften über die Arbeits-
zeit, soweit eine Ausnahme 
vom Geltungsbereich des Ar-
beitsgesetzes vorliegt. Nicht 
anwendbar ist das Arbeits-
gesetz unter anderem auf öf-
fentliche Verkehrsbetriebe des 
Bundes sowie Seeschifffahrts-
betriebe, die der Bundes-
gesetzgebung unterstehen. 
Weitere wichtige Ausnahmen 
sind die Betriebe der landwirt-
schaftlichen Urproduktion, der 
gärtnerischen Pflanzenpro-
duktion und Fischereibetriebe. 
Ferner findet das Arbeitsgesetz 
auch auf private Haushaltun-
gen keine Anwendung. 

Unabhängig von der Art des 
Betriebes fallen gewisse Per-
sonen nicht unter das Arbeits-
gesetz. Zu nennen sind etwa 
Geistliche, die Besatzungen 
von Flugunternehmen, Arbeit-
nehmende, die eine höhere lei - 
tende Tätigkeit ausüben, Lehr-
personen an Privatschulen so-
wie betreuende und beaufsich-
tigende Personen in Straf- und 
Erziehungsanstalten. Schliess-
lich sind Heimarbeitnehmer 
und Aussendienstmitarbeiter 
vom Anwendungsbereich aus-
genommen. 

Betreffend die Anwendbarkeit 
des Arbeitsgesetzes auf die 
Verwaltungen des Bundes, der 
Kantone und der Gemeinden 
statuiert Art. 2 Abs. 1 Buchst. 
a. ArG den Grundsatz der 
Nichtanwendbarkeit. Ebenfalls 
als Grundsatzbestimmung 
lässt sich Art. 71 Buchst. b. 
ArG charakterisieren, welcher 
hinsichtlich der Arbeits- und 
Ruhezeitvorschriften bei An-
gestellten der öffentlichen 
Hand eine Abweichung aus-
schliesslich zugunsten der 
Angestellten zulässt. Letzte-
re Bestimmung wird insofern 
stark relativiert, als in Art. 7 
ArGV 1 öffentlich-rechtliche 
Anstalten ohne Rechtspersön-
lichkeit sowie Körperschaften 
des öffentlichen Rechts, de-
ren Angestellte mehrheitlich 
öffentlich-rechtlich angestellt 
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Rechtsanwalt
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sind, wieder vom Geltungsbe-
reich ausgenommen werden. 
Zu den Anstalten ohne Rechts-
persönlichkeit zählen etwa die 
kommunalen Altersheime, als 
Beispiel für öffentlich-rechtli-
che Körperschaften sind die 
Gemeinden zu nennen. Folge 
der gesetzlichen Regelung ist, 
dass sich weite Teile der Ange-
stellten in der öffentlichen Ver-
waltung nicht auf die Bestim-
mungen des Arbeitsgesetzes 
berufen können. Sofern eine 
öffentlich-rechtliche Anstalt je-
doch selbstständig ist, finden 
die Bestimmungen über die 
Arbeitszeit Anwendung. Als 
Beispiel für eine selbstständi-
ge öffentlich-rechtliche Anstalt 
können etwa die Spitalverbun-
de im Kanton St.Gallen ge-
nannt werden.

Stetiger Wandel

Die Geltung der arbeitsgesetz-
lichen Vorschriften für Ange-
stellte von öffentlichen Spi-
tälern, denen zur flexibleren 
Ausgestaltung ihrer Tätigkeit 
Rechtspersönlichkeit verliehen 
wurde, ist lediglich ein Beispiel 
für den stetigen Wandel des 
Inhalts und der Anwendbar-
keit der arbeitsgesetzlichen 
Schutzvorschriften. Weitere  ak - 
tuelle Fragen betreffen arbeits-
rechtliche Fragen bei Arbeit auf 
Abruf, bei flexiblen Arbeitszeit-
modellen und bei der Leistung 
von Pikettdiensten. Aktuell be-
rät der Gesetzgeber über eine 
Änderung des Arbeitsgesetzes, 
wonach auf Autobahnraststät-
ten und an Hauptverkehrswe-
gen mit starkem Reiseverkehr 
in Tankstellenshops, deren 
Waren- und Dienstleistungsan-
gebot in erster Linie auf die Be-
dürfnisse der Reisenden aus-
gerichtet ist, Arbeitnehmende 
sonntags und in der Nacht 
beschäftigt werden dürfen. Im 
Sinne der Arbeitnehmenden 
ist der Gesetzgeber gut bera-
ten, bei künftigen Änderungen 
die historische Entwicklung 
nicht ganz aus den Augen zu 
verlieren und am Schutz der 
Arbeitnehmenden durch die 
Festlegung von Regeln über 
die Arbeitszeit weiterhin fest-
zuhalten. 

Weite Teile der Angestellten 
in der öffentlichen Verwal 
tung können sich nicht auf  
die Bestimmungen des   
Arbeitsgesetzes berufen.



Haftung und Vertretung 
unter Ehegatten
Mit dem Eheabschluss gehen die Ehegatten eine persönliche und finanzielle Schicksalsge-
meinschaft ein. Auch nach der Eheschliessung behält jeder Ehegatte seine volle Handlungsfä-
higkeit. Er kann mit dem anderen und auch mit Dritten Rechtsgeschäfte abschliessen, sofern 
keine gesetzlichen Einschränkungen bestehen. 
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In finanzieller Hinsicht be-
stimmt das Gesetz, dass die 
Ehegatten gemeinsam, ein je-
der nach seinen Kräften, für 
den gebührenden Unterhalt 
der Familie sorgen. Damit 
diese Lebensgemeinschaft im 
täglichen Umfeld funktionie-
ren kann, ist jeder Ehegatte 
befugt, sie, d.h. die eheliche 
Gemeinschaft, für die laufen-
den Bedürfnisse der Familie zu 
vertreten.

Daraus ergeben sich spezielle 
Haftungskonstellationen und 
-risiken für die Ehegatten. Im 
Rahmen dieses Beitrages sol-
len diese Haftungsrisiken in ih-
rem unterschiedlichen Umfang 
aufgezeigt und auf Möglichkei-
ten, diese abzuwenden oder 
zu minimieren, hingewiesen 
werden.

Vertretung der ehelichen 
Gemeinschaft 

Für die laufenden Bedürfnisse 
ist jeder Ehegatte befugt, die 
eheliche Gemeinschaft zu ver-
treten. Dafür müssen kumulativ 
drei Voraussetzungen gegeben 
sein: 
1.  Die Ehe muss bestehen 

(eine gegenseitige Vertre-
tung von Brautleuten ist nur 
im Rahmen der «normalen» 
Vertretung nach oR 32 ff. 
möglich, ebenso nach der 
Scheidung). 

2.  Die Ehegatten leben zu-
sammen. Die Vertretungs-
befugnis besteht weiter, 
wenn die Ehegatten nur 
vorübergehend (aus beruf-
lichen, gesundheitlichen 
oder anderen Gründen) 
räumlich getrennt sind. Sie 

fällt aber dahin, wenn sich 
die Ehegatten trennen. 
Beispiel: Die Ehefrau muss 
nach der Trennung für 
sich und die Kinder wegen 
mangelnder Leistungsfä-
higkeit Sozialhilfe bezie-
hen. Da sie erst nach der 
Trennung entstanden sind, 
bleiben diese Schulden 
bei der güterrechtlichen 
Auseinandersetzung bei 
der Ehefrau.

3.  Das in Frage stehende 
Rechtsgeschäft muss die 
eheliche Gemeinschaft 
(bzw. die eheliche Wohnge-
meinschaft) betreffen. 

Die spezielle familienrechtliche 
Vertretung gilt grundsätzlich 
nur für die laufenden Bedürf-
nisse der Familie. Darunter 
versteht man Rechtsgeschäf-
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te des täglichen Bedarfs wie 
bspw. den Kauf von Nahrung, 
Kleidern, Körperpflege, Bezah-
lung von Freizeitbedürfnissen, 
Versicherungsprämien oder 
Gesundheitskosten und klei-
nere Anschaffungen für den 
Haushalt.

Darüber hinaus kann ein Ehe-
gatte den anderen auch für die 
übrigen Bedürfnisse vertreten, 
wenn er entweder dazu er-
mächtigt wurde oder wenn es 
sich um eine dringliche Sache 
handelt und der andere Ehe-
gatte, bspw. wegen Krankheit, 
Abwesenheit, seine ausdrück-
liche Ermächtigung nicht ge-
ben kann.

Diese gesetzliche Vertretungs-
ordnung ist zwingend in dem 
Sinn, dass es nicht darauf an-
kommt, ob der nicht handeln-
de Ehegatte zugestimmt hat. 
Ausserdem muss dem Dritten 
nicht ausdrücklich mitgeteilt 
werden, dass die Handlung 
für die eheliche Gemeinschaft 
erfolgt. Im Gegenteil: Soll nur 
ein Ehegatte haften, muss dies 
dem Dritten ausdrücklich mit-
geteilt werden. 

Wirkung der Vertretung 
der ehelichen  
Gemeinschaft

(1) Wirkung im 
 Aussen verhältnis
Sind die drei oben genannten 
Voraussetzungen erfüllt und 
schliesst ein Ehegatte im Rah-
men seiner ordentlichen oder 
ausserordentlichen Vertre-
tungsbefugnis ein Rechtsge-
schäft ab, hat seine Handlung 
eine sog. Doppelwirkung: Sie/
er verpflichtet einerseits sich 
selbst und andererseits den/
die Ehepartner/in. Der Ge-
setzgeber hat dafür ausdrück-
lich eine solidarische Haftung 
beider Ehegatten vorgesehen. 
Das bedeutet, dass jeder Ehe-
gatte bis zur vollständigen Be-
zahlung für die Schuld einzu-
stehen hat und vom Gläubiger 
belangt werden kann.

Handelt ein Ehegatte als Ver-
treter der ehelichen Gemein-
schaft, überschreitet er aber 
seine Vertretungsbefugnis, 
kommt es darauf an, ob diese 
Überschreitung für den Dritten 
erkennbar war, mithin, ob der 
Dritte gutgläubig war. Ist dies 
der Fall, wird der (nicht han-
delnde) Ehegatte aus Gründen 
des Verkehrsschutzes den-
noch verpflichtet und haftet 
solidarisch. Hätte der Dritte 
die Überschreitung der Ver-
tretungsbefugnis erkennen 
können, haftet der handelnde 
Ehegatte allein.

Für die Erkennbarkeit sind die 
wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Ehegatten nicht von Be-
deutung, wohl aber der von 
ihnen gezeigte Lebensstil. So 
kann bspw. für ein Ehepaar mit 
Villa und zwei grossen Autos 
der Kauf eines HD-TV-Gerätes 
für mehrere tausend Franken 
zu den laufenden Bedürfnissen 
gehören, während dies in ge-
wöhnlichen Verhältnissen wohl 
regelmässig verneint werden 
muss.

Festzuhalten ist, dass eine 
Solidarhaftung nur dann ent-
steht, wenn das Gesetz sie 
ausdrücklich vorsieht. Insofern 
bildet Art. 166 ZGB eine ehe-
rechtliche Sondernorm. Eine 
ausdrückliche solidarische 
Haftung ist auch in den meis-
ten Steuergesetzen vorgese-
hen: Nach st. gallischem Steu-
ergesetz werden Ehegatten, 
die in ungetrennter Ehe leben, 
unabhängig ihres Güterstan-
des gemeinsam besteuert und 
haften solidarisch für die Steu-
erschulden. Wird ein Ehegatte 
jedoch zahlungsunfähig, wird 
die Solidarität aufgehoben und 
der andere Ehegatte haftet nur 
für die Steuern seines Einkom-
mens- und Vermögensanteils.

(2) Wirkung im 
 Innen verhältnis
Im Innenverhältnis stellt sich 
die Frage, welcher Ehegatte 
die Schuld letztlich zu über-
nehmen hat. Hier beurteilt sich 
die Haftung (bzw. der Aus-
gleich) nach anderen Kriterien:

Erfolgte das Rechtsgeschäft 
zur Deckung der familiären 
Bedürfnisse, beurteilt sich die 
Übernahme nach den zwi-
schen den Ehegatten verein-
barten Regeln über die Tra-
gung des Unterhaltes.

Fällt dagegen das 
Rechtsgeschäft aus-
serhalb dieses Be-
darfs, muss der han-
delnde Ehegatte diese 
Schuld (intern) alleine 
übernehmen. Musste 
im Rahmen der Soli-
darhaftung der Ehe-
partner diese Schuld 
gegenüber einem 
Dritten begleichen, kann ein 
Regressanspruch gegenüber 
dem handelnden Ehegatten 
entstehen.

Ausdrückliches 
 Zustimmungserfordernis

Für das Zustandekommen be-
sonders risikoreicher Rechts-
geschäfte benötigt ein Ehe-
gatte die Zustimmung des 
anderen:
  Eingehung einer Bürgschaft, 
  Kündigung der Familien-
wohnung,

  Verpfändung oder Barbezug 
von Freizügigkeitsleistun-
gen,

  Übertragung von Miteigen-
tumsanteilen oder Schen-
kungen von Errungen-
schaftswerten unter dem 
Güterstand der Errungen-
schaftsbeteiligung,

Wird ein Ehegatte zah
lungsunfähig, haftet der 
andere Ehegatte nur für 
die Steuern seines Ein
kommens und Vermö
gensanteils.

Dr. iur. HSG 
Monika Brenner
Rechtsanwältin / Notarin
Fachanwältin SAV
Familienrecht
Abtwil SG



  Verfügungen über Vermö-
genswerte des Gesamt-
gutes bei der Gütergemein-
schaft.

ohne die ausdrückliche und 
schriftliche Zustimmung kom-
men solche Rechtsgeschäfte 
nicht gültig zustande.

Konsumkreditverträge

Bis zum Inkrafttreten des Kon-
sumkreditgesetzes 2001 war 
für Abzahlungsverträge die Zu-
stimmung des Ehegatten erfor-
derlich. Diese wurde zwischen-
zeitlich aufgehoben. Wurde 
von einem der Ehegatten ein 
Kreditvertrag abgeschlossen, 
stellt sich regelmässig die Fra-
ge, wer im internen Verhältnis 
für die Kreditraten haftet. Dabei 
kommt es auf die Verwendung 
der Kreditsumme an: Wur-
de der Betrag für die Familie 
verwendet, können die Kredit-
raten bei der Trennung im Un-
terhaltsbedarf berücksichtigt 
werden. Bei der Scheidung 
fällt die verbleibende Schuld in 
die Errungenschaft desjenigen 
Ehegatten, welcher den Ver-
trag eingegangen ist. Besteht 
dagegen noch ein Gegenwert, 
z.B. wenn mit dem Kredit ein 
Auto finanziert wurde, ist die 
Schuld von jenem Ehegatten zu 
übernehmen, welcher auch den 
Vermögenswert übernimmt.

Haftungssubstrat 

Das Haftungssubstrat ist je 
nach dem Güterstand unter-
schiedlich.

  Leben die Ehegatten unter 
dem ordentlichen Güter-
stand der Errungenschafts-
beteiligung, haftet jeder mit 
seinem ganzen Vermögen, 
also mit seinem Eigengut 
und seiner Errungenschaft, 
für Schulden gegenüber 
Dritten, welche ihn oder 
die eheliche Gemeinschaft 
betreffen. Das Gleiche gilt 
bei der Gütertrennung.

  Unterstehen die Ehegatten 
der Gütergemeinschaft, 
haftet für Vollschulden das 
Eigengut und das Gesamt-
gut. Für Eigengutsschulden 
haften das Eigengut und die 
Hälfte des Gesamtgutes.

Ehegatten in der 
Betreibung

Besondere Regeln sieht das 
Betreibungsrecht für Ehegat-
ten vor:

  Grundsätzlich kann jeder 
Ehegatte für seine Schul-
den betrieben werden. 
Besteht kein Vermögens-
substrat, kommt es zur 
Einkommenspfändung. 
Dabei kann für Schulden 
des Schuldnerehegatten 
nicht das Einkommen des 
anderen Ehegatten gepfän-
det werden. Indirekt ist dies 
aber dennoch der Fall, da 
der Ehegatte in der Regel 
verpflichtet wird, einen hö-
heren Beitrag zum Unterhalt 
der Familie zu leisten, indem 
eine höhere Quote des Ein-
kommens des Schuldners 
gepfändet wird.

  Leben die Ehegatten unter 
dem Güterstand der Gü-
tergemeinschaft, müssen, 
unabhängig davon, ob es 
sich um eine Vollschuld oder 
um eine Eigengutsschuld 
handelt, alle Betreibungs-
urkunden beiden Ehegatten 
einzeln zugestellt werden.

  Ehegatten können privile-
giert, d.h. ohne vorherige Be-
treibung, am Pfändungsvoll-
zug des Gatten teilnehmen.

Möglichkeiten der 
 Haftungsreduktion 

(1) Regelungen im 
 Güterrecht
Mit der Gütertrennung kann die 
Beteiligung eines Ehegatten 
an den Schulden des anderen 
Ehegatten reduziert werden. 
Zwar erfolgt keine Aufteilung 
eines Rückschlages (= negati-
ver Vorschlag). Die Reduktion 
wirkt sich aber dadurch aus, 

dass der nicht verschuldete 
Ehegatte den anderen Ehegat-
ten nicht an seinem (positiven) 
Vorschlag beteiligen muss. 
Auf Begehren eines Ehegatten 
ordnet der Richter die Güter-
trennung an, wenn ein wichti-
ger Grund vorliegt. Dieser kann 
sich durch die Überschuldung 
eines Ehegatten ergeben, aber 
auch, wenn die Interessen der 
ehelichen Gemeinschaft ge-
fährdet sind.

(2) Entzug der 
 Vertretungs befugnis
Die aus der ehelichen Ge-
meinschaft fliessende Vertre-
tungsordnung, die unter allen 
Güterständen ihre Gültigkeit 
hat, birgt ein beträchtliches Ri-
siko in sich. Überschreitet ein 
Ehegatte seine Vertretungsbe-
fugnis, kann der andere beim 
Richter im Rahmen eines Ehe-
schutzverfahrens den Entzug 
der Vertretungsbefugnis bean-
tragen. 

Ein solcher Entzug ist immer 
in die Zukunft gerichtet und 
kann nicht verlangt werden, 
um ein bereits abgeschlosse-
nes Rechtsgeschäft rückgän-
gig zu machen.

Allerdings entfaltet ein solcher 
Entzug der Vertretungsbefug-
nis nur dann seine Wirkung ge-
genüber Dritten, wenn ihm die-
ser bekannt war. Dabei wird, 
aufgrund der damit verbunde-
nen Nachteile, meist von einer 
Publikation des Entscheides 
abgesehen, wenn Dritte und 
potentielle Geschäftspartner 
persönlich in Kenntnis gesetzt 
werden können. Zu beachten 
ist aber immerhin, dass der 
richterliche Entzug der Ver-
tretungsbefugnis im externen 
Verhältnis nur dann seine Wir-
kung entfaltet, wenn der Dritte 
nicht mehr gutgläubig ist.

Im internen Verhältnis, oder 
wenn der Dritte wusste, dass 
die Vertretungsbefugnis entzo-
gen wurde, wird nur der han-
delnde Ehegatte verpflichtet 
und er haftet persönlich für die 
eingegangenen Schulden. 

14 RECHT & PRIVAT
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Zweitwohnungsinitiative – 
Wie weiter?
Am 11. März 2012 wurde die Zweitwohnungsinitiative angenommen, die den Bau von Zweit-
wohnungen stark einschränkt. Seit dem 1. Januar 2013 ist die vom Bundesrat erlassene 
Übergangsverordnung dazu in Kraft. Ein Überblick über Inhalt und Konsequenzen.

RECHT & PRIVAT

1. Überblick

Der neue Artikel 75b der Bun-
desverfassung (BV) beschränkt 
den Anteil von Zweitwohnun-
gen am Gesamtbestand von 
Wohneinheiten einer Gemein-
de auf höchstens 20 Prozent. 
Messgrösse ist die Bruttoge-
schossfläche. 

Für die Umsetzung müssen 
nach Verständnis des Bun-
desrats auf Gesetzesebene 
Ausführungsbestimmungen 
erlassen werden; die Verfas-
sungsnorm ist nicht selbst-
erklärend. In Art. 197 Ziff. 9 
der Übergangsbestimmungen 
zur BV wird für diesen Gesetz-
gebungsprozess ein Zeitraum 
von 2 Jahren reserviert. Da-
nach muss der Bundesrat die 

nötigen Ausführungsbestim-
mungen auf Verordnungsstufe 
regeln. Baubewilligungen für 
Zweitwohnungen in Gemein-
den, die ab dem 1. Januar 
2013 und dem Inkrafttreten 
des Ausführungsgesetzes oder 
notfalls der Verordnung erteilt 
werden, sind nichtig.

Die seit Anfang Jahr geltende 
Verordnung ist eine Übergangs-
verordnung zur Regelung der 
Verhältnisse bis zum Inkrafttre-
ten des Ausführungsgesetzes. 
Diese Verordnung ist also nicht 
zu verwechseln mit der Verord-
nung, die nach 2 Jahren erlas-
sen werden muss, wenn das 
Ausführungsgesetz bis dahin 
noch nicht in Kraft sein sollte.

2. Wo gilt das neue 
Recht?

Wer sich fragt, ob die Ge-
meinde, in der die eigene 
Zweitwohnung liegt, oder in 
der man eine Ferienwohnung 
kaufen will, dem neuen Recht 
untersteht, findet im Anhang 
der Verordnung eine Liste mit 
insgesamt 570 Gemeinden. Im 
Kanton St.Gallen sind es die 
Gemeinden Bad Ragaz, Flums, 
Pfäfers, Quarten, Amden, Gol-
dingen, Ebnat-Kappel, Stein, 
Nesslau-Krummenau, Wild-
haus-Alt St.Johann, Hemberg, 
Krinau und Neckertal. Bei die-
sen wird aber lediglich vermu-
tet, dass der Zweitwohnungs-
anteil bei über 20 Prozent liegt. 
Betroffene Gemeinden haben 
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die Möglichkeit, in einem be-
reinigten Nachweis den vermu-
teten Zweitwohnungsanteil zu 
widerlegen. Von dieser Mög-
lichkeit will z.B. die Gemeinde 
Urnäsch Gebrauch machen, 
wie den Medien entnommen 
werden konnte.

3.  Was gilt als 
 Zweitwohnung?

Der neue Art. 75b BV hält fest, 
dass die Bruttogeschossflä-
che Referenzzahl sein soll. 
Deren Gesamtsumme von 
Zweitwohnungen darf 20 Pro-
zent der gesamthaft für Wohn-
zwecke genutzten Bruttoge-
schossfläche einer Gemeinde 

nicht überschreiten. 
Die Übergangsverord-
nung vereinfacht dies 
in Art. 1 Abs. 2, in-
dem nur die Zahl der 
Zweitwohnungen als 
Basis genommen wird. 
Grund ist, dass die 
meisten Gemeinden 
über ungenügendes 
Zahlenmaterial über die 
Bruttogeschossfläche 
der auf ihrem Gebiet 
bestehenden Bauten 
inkl. Wohneinheiten 
verfügen.

Als Zweitwohnungen gelten 
gemäss Verordnung Wohnun-
gen, die nicht durch Personen 
mit Wohnsitz in der Gemeinde 
oder durch Personen zu Er-
werbs- oder Ausbildungszwe-
cken dauernd genutzt werden. 
Umnutzungen bestehender 

Wohnungen sind wei-
terhin möglich, insbe-
sondere wenn sie im 
Zusammenhang mit 
einem Wohnsitzwech-
sel, einer Zivilstands-
änderung, einem Erb-
gang stehen oder im 
Interesse des ortsbild-
schutzes geboten sind. 
Verboten ist lediglich 
die missbräuchliche 

Umnutzung bestehender Woh-
nungen, z.B. der Verkauf einer 
Erstwohnung als Zweitwoh-
nung, damit eine neue Erst-
wohnung erstellt werden kann.

Mit dem in der Verordnung 
gewählten weiten Begriff der 
Zweitwohnung bleiben damit 
zwar Erstwohnungen – also 
Wohnungen, deren Nutzer 
Wohnsitz in der Gemeinde 
haben – sowie Wohnungen, 
die zu Erwerbs- oder Ausbil-
dungszwecken (dauernd, aber 
evtl. von mehreren Personen) 
genutzt werden, ausgeklam-
mert. Hingegen erfasst die 
Verordnung auch touristisch 
bewirtschaftete Wohnungen. 
Dies hat zur Folge, dass sich 
der weite Zweitwohnungsbe-
griff auf die Berechnung der 
Zweitwohnungsanteile in den 
Gemeinden erhöhend auswirkt.

Bei Hotels greift die Verord-
nung dagegen auch bei ei-
ner geplanten Umnutzung in 
Zweitwohnungen. Diese ist 
nur erlaubt, wenn der Betrieb 
als Hotel bewilligt und während 
mindestens 25 Jahren auch als 
Hotel geführt worden ist. Zu-
dem muss ein unabhängiges 
Gutachten aufzeigen, dass 
das Hotel ohne Verschulden 
des Hoteliers ohne Umnutzung 
nicht mehr rentabel weiterge-
führt werden kann.

4.  Welche Einschrän-
kungen bringt das 
neue Recht?

In erster Linie schränkt die Ver-
ordnung den Bau neuer Woh-
nungen in Gemeinden ein, die 
einen Zweitwohnungsanteil von 
über 20 Prozent aufweisen. 
Neue Zweitwohnungen kön-
nen nur noch bewilligt werden, 
wenn sie sog. «qualifiziert tou-
ristisch bewirtschaftet» werden 
(Art. 4 der Verordnung).

Der Begriff «qualifiziert tou-
ristisch bewirtschaftet», bzw. 
strukturierte Beherbergungs-
form soll hohe Hürden für 
neue Zweitwohnungen setzen. 
Damit neue Zweitwohnungen 
gebaut werden können, sollen 
gemäss den Ausführungen in 
den Erläuterungen zur Verord-
nung folgende Voraussetzun-
gen vorliegen müssen:
  Es muss ein hotelmässiges 
Betriebskonzept vorliegen, 

das auch tatsächlich in An-
spruch genommen wird.

  Erneuerungsinvestitionen 
müssen gesichert sein.

  Die Eigennutzung bleibt 
möglich, wobei diese pro 
Hauptsaison höchstens 3 
Wochen stattfinden soll, 
ausser es erfolgt eine Miete 
wie ein Dritt-Gast (allerdings 
nur kurzfristig, nicht als 
Dauermieter).

  Ein Anbieten zur Vermietung 
über eine Vertriebsorganisa-
tion genügt nicht.

  Die Wohnungen dürfen nicht 
individuell ausgestaltet sein.

ob der Gesetzgeber gestützt 
auf Art. 75b BV derart detailliert 
in organisatorische Vorausset-
zungen von Wohnungen, die 
von nichtortsansässigen Per-
sonen bewirtschaftet werden, 
eingreifen darf, ist vor dem 
Hintergrund der durch die BV 
geschützten Wirtschaftsfreiheit 
und des ebenfalls in der BV ver-
ankerten Verhältnismässigkeits-
grundsatzes zumindest fraglich. 
Will der Vermieter jede Woh-
nung anders und persönlich 
gestalten, kann ihm der Staat 
dies kaum verbieten. Zudem ist 
nicht einzusehen, wieso der Ei-
gentümer seine Ferienwohnung 
nicht selber oder durch direkte 
(entgeltliche) Zurverfügungstel-
lung an Verwandte, Bekannte 
längere Zeit soll nutzen dürfen. 
An sich müsste genügen, dass 
die Wohnung tatsächlich ge-
nutzt wird, also nicht leer bleibt. 
Die Erläuterungen, die zwar nur 
Materialien sind, aber immerhin 
als Weisungen an die Gemein-
den verstanden werden müs-
sen, gehen hier also zu weit. 
Die Beurteilung wird aber jeder 
Gemeinde überlassen bleiben.
Eine Ungleichbehandlung zwi-
schen ortsansässigen und 
Nichtortsansässigen ergibt 
sich aus Art. 4 Ziff. 2 lit.b der 
Verordnung: Der Nichtortsan-
sässige muss nämlich eine ge-
werbliche Bewirtschaftung für 
seine Ferienwohnung nachwei-
sen. Beim ortsansässigen soll 
demgegenüber gemäss den 
Erläuterungen genügen, dass 
die von ihm vermieteten Woh-
nungen einem anerkannten 
Klassifikationssystem ange-

Neue Zweitwohnungen 
können nur noch bewil
ligt werden, wenn sie 
sog. «qualifiziert tou
ristisch bewirtschaftet» 
werden.

Als Zweitwohnungen 
gelten gemäss Verord
nung Wohnungen, die 
nicht durch Personen 
mit Wohnsitz in der 
Gemeinde oder durch 
Personen zu Erwerbs 
oder Ausbildungszwe
cken dauernd genutzt 
werden.
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schlossen sind. Die Klassifika-
tion ist indessen ein Qualitäts-
merkmal und kein sachliches 
Kriterium. Die Erläuterungen 
relativieren richtigerweise ihre 
eigenen strikten Voraussetzun-
gen teilweise mit der Aussage, 
dass auch ein nichtortsansäs-
siger Betreiber nicht zwingend 
dritte professionelle Vermieter 
beauftragen muss, sondern 
die Vermietung seiner Woh-
nungen selber vornehmen 
kann, wenn er die nötigen Vo-
raussetzungen mitbringt, dies 
auch gewerblich zu tun.

Hinzuweisen ist schliesslich 
auf eine weitere Ausnahme. 
Gemäss Art. 8 der Verord-
nung (Übergangsbestimmun-
gen) können Zweitwohnungen 
bewilligt werden, wenn ein 
projektbezogener Sondernut-
zungsplan (Überbauungsplan, 
Gestaltungsplan) vorliegt. 
Dieser muss vor dem 1. März 
2012 genehmigt worden sein 
und die wesentlichen Elemente 
der Baubewilligung betreffend 
Lage, Stellung, Grösse und 
Gestaltung der Bauten und An-
lagen sowie deren Nutzungsart 
und Nutzungsmass regeln. 

Zudem können nach Art. 5 der 
Verordnung weiterhin Baube-
willigungen für Zweitwohnun-
gen in landschaftsprägenden 
Bauten in Streusiedlungsge-
bieten erteilt werden, die im 
kantonalen Richtplan räumlich 
festgelegt sind und in denen 
die Dauerbesiedlung im Hin-
blick auf die anzustrebende 
räumliche Entwicklung ge-
stärkt werden soll.

Gemäss Art. 6 der Verordnung 
muss die Baubewilligungsbe-
hörde in der Bewilligung einer 
neuen Wohnung die Pflicht 
zur Nutzung als Erstwohnung 
oder als qualifiziert touristisch 
bewirtschaftete Zweitwohnung 
festlegen. Zudem muss das 
Grundbuchamt angewiesen 
werden, auf dem Grundbuch-
blatt die Anmerkung «Erst-
wohnung» oder «qualifiziert 
touristisch bewirtschaftete 
Wohnung» anzubringen.

5.  Was gilt für Zweit-
wohnungen, die vor 
dem 1. Januar 2013 
bewilligt wurden?

Die mit der Zweitwohnungs-
initiative angenommene 
Übergangsbestimmung der 
BV nimmt auch auf die Bau-
bewilligungspraxis Einfluss. 
Art. 197 Ziff. 8 Abs. 2 BV hält 
fest, dass nur noch Baubewil-
ligungen, die vor dem 1. Janu-
ar 2013 erteilt wurden, gültig 
sind. Das bedeutet, dass die 
Bewilligung rechtskräftig er-
teilt worden sein muss. Be-
willigungen, die zwar noch im 
Jahr 2012 erteilt wurden, nun 
aber durch Rechtsmittel ange-
fochten sind, unterliegen damit 
ebenfalls dem Bewilligungs-
verbot. Baubewilligungen für 
Zweitwohnungen, die vor dem 
31. Dezember 2012 rechts-
kräftig geworden sind, können 
in Zukunft als Zweitwohnun-
gen genutzt werden. Sie sind 
auch in Gemeinden mit einem 
Zweitwohnungsanteil von über 
20 Prozent noch nicht rechts-
widrig geworden, zumal sich 
ohnehin nicht feststellen lässt, 
welche Zweitwohnung zur 
Überschreitung der obergren-
ze von 20 Prozent führt. 

Die Zweitwohnungsbeschrän-
kung gilt als Ausdruck eines 
erheblichen öffentlichen In-
teresses, das eine unmit-
telbare Anwendung auch in 
Beschwerdeverfahren gegen 
Verfügungen finden muss, die 
noch unter dem bisherigen 
Recht erlassen worden sind. 
Vorhaben, die unter das vor-
sorgliche Baubewilligungsver-
bot i.S.v. Art. 197 Ziff. 9 Abs. 2 
BV und der konkretisierenden 
Verordnung fallen, sind des-
halb nichtig.

Wohnungen, die am 11. März 
2012 bereits bestanden oder 
rechtskräftig bewilligt waren, 
können grundsätzlich auch in 
Gemeinden mit einem Zweit-
wohnungsanteil von über 20 
Prozent im Rahmen der vor-
bestandenen, anrechenbaren 
Bruttogeschossfläche von Erst-  
in Zweit- und von Zweit- in Erst-
wohnungen umgenutzt wer- 

den. Für Umnutzungen, die 
ohne baubewilligungspflichti-
ge Vorgänge – wie etwa einen 
Umbau oder eine über das 
übliche Mass einer Renovation 
hinausgehende Erneuerung 
– auskommen, greift das Be-
willigungsverbot von vornher-
ein nicht. Vorbehalten bleiben 
gemäss Art. 3 Abs. 1 der Ver-
ordnung überdies allfällige kan-
tonale bzw. kommunale Nut-
zungseinschränkungen. So ist 
die Umnutzung beispielsweise 
nicht zulässig bei Wohnungen, 
die aufgrund einer bestehen-
den Erstwohnanteilsregelung 
nur als Erstwohnungen genutzt 
werden dürfen.

6.  Welche Wir-
kungen hat das 
neue Recht auf 
Grundstück-
kaufverträge?

Art. 4 der Verordnung 
schränkt nur, aber im-
merhin, die Nutzung 
eines Grundstücks in einer 
Gemeinde mit einem Zweit-
wohnungsanteil von mehr  
als 20 Prozent ein. Ein Grund-
stückkaufvertrag hat die Ver-
äusserung von Eigentum zum 
Inhalt (Art. 184 Abs. 1 oR). 
Die Verordnung untersagt 
nach den bisher bekannten 
Stellungnahmen von Fach-
juristen den Abschluss eines 
Vertrages über den Kauf eines 
Grundstücks in einer Gemein-
de mit einem Zweitwohnungs-
anteil von mehr als 20 Prozent, 
selbst wenn dieser letztlich 
zum Bau einer Zweitwohnung 
führen sollte, nicht. So lässt 
sich wohl auch nicht sagen, 
dass solche Grundstückkauf-
verträge wegen Verstosses 
gegen die neuen Verfassungs-
bestimmungen widerrechtlich 
(Art. 19 Abs. 2 oR) und somit 
nichtig (Art. 20 Abs. 1 oR) sind. 
Die Übereignung eines Grund-
stücks in einer Gemeinde mit 
einem Zweitwohnungsanteil 
von mehr als 20 Prozent, wenn 
sie letztlich zum Bau einer neu-
en Zweitwohnung führen soll-
te, erscheint zwar aus Sicht 
der neuen Verfassungsbestim-
mung und der Verordnung pro-
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Baubewilligungen für 
Zweitwohnungen, die vor 
dem 31. Dezember 2012 
rechtskräftig geworden 
sind, bleiben gültig.



18

1-2013 mandat

blematisch. Vertragsrechtlich 
ist sie aber kaum zu beanstan-
den. Anders sieht es allerdings 
aus, wenn beide Parteien im 
Zeitpunkt des Abschlusses 
des Kaufvertrages bezwecken, 
dem Käufer ein Grundstück 
zu verkaufen, das diesem als 
Zweitwohnung dienen soll. In 
einer solchen Konstellation ist 
der Grundstückkaufvertrag in-
folge eines gemeinsamen wi-
derrechtlichen Vertragszwecks 
nichtig. Dem Verkäufer ist so-
mit zu empfehlen, eine Klausel 
in den Grundstückkaufvertrag 

aufzunehmen, wonach der 
Käufer an die Zweitwohnungs-
verordnung gebunden ist und 
er die Wohnung daher nur als 
«Erstwohnung» oder als «qua-
lifiziert touristisch bewirtschaf-
tete Wohnung» nutzen darf. 
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lic. iur. Jürg Bereuter
Rechtsanwalt
St.Gallen

Die Stiftung Waldheim bietet Erwachsenen mit schwerer
geistiger, körperlicher und psychischer Behinderung eine
Heimat fürs Leben. Ihre Spende hilft uns, diese wichtige
Aufgabe zu erfüllen: www.stiftung-waldheim.ch

Spendenkonto 90-18177-2

Für ein lebenswertes 
Leben spenden.
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«ALLES WAS RECHT IST»
gesammelt von RA Bruno A. Hubatka

Gurtenpflicht gilt auch am 
Rotlicht

Die Pflicht zum Tragen von Sicher-
heitsgurten gilt auch dann, wenn ein 
Fahrer vor einem Rotlicht steht. Dies 
hat das Bundesgericht entschieden.
 
Das Gericht bestätigte damit eine 
Busse gegen einen Taxifahrer, der 
sich beim Stopp an einer roten Am-
pel kurz abgeschnallt hatte, um aus 
einer Schublade unter einem Sitz eine 
Visitenkarte für seinen Fahrgast her-
vorzuholen. Beim Wechsel auf Grün 
schnallte sich der Taxifahrer vor der 
Weiterfahrt wieder an. Dabei wurde er 
von der Polizei beobachtet und mit 60 
Franken gebüsst wegen Nichttragens 
der Sicherheitsgurte.
 
In einer öffentlichen Beratung wies die 
strafrechtliche Abteilung des Bundes-
gerichts mit drei zu zwei Richterstim-
men die Beschwerde des Gebüssten 
ab. Dabei wurde die Auslegung von 
Art.3a Abs. 1 der Verkehrsregelnverord-
nung VRV diskutiert: «Bei Fahrzeugen, 
die mit Sicherheitsgurten ausgerüstet 
sind, müssen Führer und mitfahrende 
Personen die vorhandenen Sicher-
heitsgurten während der Fahrt tragen. 
Die Fahrzeugführer haben sicherzu-
stellen, dass Kinder unter zwölf Jahren 
ordnungsgemäss gesichert sind.»
 

    Klageantwort einer Gegenseite 
Anfang 2013 vor Gericht: «Die Klä-
gerin macht den Fall komplex. Aus 
diesem Grunde ist die Klage abzu-
weisen bzw. nicht darauf einzutre-
ten.»

 
    Richter: «Sie haben also gesagt, 
der Kläger sei ein Saukerl! Stimmt 
das?» Beklagter: «Allerdings, aber 
gesagt habe ich es nicht!»

    «Sie bekommen entweder 400 
Franken, fünf Tage Sozialdienst in 
einer gemeinnützigen Einrichtung 
oder zehn Tage Gefängnis», stellt 
der Richter dem Angeklagten zur 
Auswahl. «Wenn Sie mich schon 
so fragen, Herr Richter, dann neh-
me ich natürlich das Geld!»

 
    «Sie knackten also den Safe und 
raubten neben den fünfzigtau-
send Franken auch sämtliche dar-
in befindlichen Wertpapiere und 
den Schmuck. Und was taten Sie 
dann?» – «Ich schlich mich still und 
leise fort!»

 

    «Sie sind beschuldigt, Ihren Nach-
barn unter Schimpfworten in den 
Wald getrieben und dort ganz 
fürchterlich verprügelt zu haben. 
Sind Sie da nicht ein bisschen zu 
weit gegangen, Angeklagter?» – 
«Ja, das stimmt, Herr Richter. Ich 
hätte es schon vorher auf der Wiese 
tun sollen!»

    Uneinigkeit vor den Schranken des 
Gerichts: «Sie sind also der Ver-
dächtige?», wendet sich der Richter 
zu dem Angeklagten. «Nein, nein, 
Herr Richter!», erwidert der Ange-
klagte empört. «Das bin ich auf kei-
nen Fall. Ich bin lediglich der Täter!»

Der Entscheid basiert auf der Aus-
legung der Formulierung «während 
der Fahrt». Das Gericht befand, eine 
«Fahrt» beinhalte das Zurücklegen 
einer Strecke von der Abfahrt bis zur 
Ankunft am Ziel; der verkehrsbeding-
te Stopp an einem Rotlicht sei daher 
ebenfalls Teil der «Fahrt». Die Polizei 
sprach die Busse gegen den Taxifah-
rer damit zu Recht aus.
 
Die beiden unterlegenen Richter da-
gegen hatten argumentiert, dass nur 
die eigentliche Bewegung des Fahr-
zeuges als «Fahrt» zu bewerten sei, 
nicht jedoch ein vorübergehender 
Stillstand des Fahrzeugs, wie bei-
spielsweise vor einer Ampel. Dabei 
wurde auch die Frage aufgeworfen, 
ob ansonsten die Pflicht zum Tragen 
von Sicherheitsgurten auch während 
eines mehrstündigen Staus gelte. Die 
Richterminderheit führte weiter das 
fragwürdige Gegenargument an, dass 
Sicherheitsgurten bei einem Auffahr- 
unfall auf ein stehendes Fahrzeug 
nichts nützen würden.
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 Jetzt Probe fahren

Der neue Audi SQ5 TDI.
Er ist das erste S Modell von Audi mit einem Dieselmotor. Er vereint neuste Motoren-, Getriebe-  
und Antriebstechnologien und erreicht damit höchste Sportlichkeit bei besonders niedrigem Verbrauch. 
Der Audi SQ5 TDI ist ein alltagstauglicher SUV mit markantem, dynamischem Design. 

Audi SQ5 3.0 TDI, Normverbrauch gesamt: 6,8 l/100 km, Benzinäquivalent: 7.6 l/100 km, 179 g CO2/km  
(Durchschnitt aller verkauften Neuwagen: 153 g/km), Energieeffizienz-Kategorie: D.

Zürcher Strasse 162, 9001 St. Gallen
Tel. 071 274 80 74, www.city-garage.ch

City-Garage AG
Breitestrasse 3, 9532 Rickenbach
Tel. 071 929 80 30, www.city-garage.ch

Verkaufsstelle:


